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Ein wesentliches Ziel von E-Government ist es, den Verwaltungszugang 
für Bürger zu vereinfachen. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der 
Bündelung von Verwaltungsleistungen, beispielsweise anhand von 
Lebenslagen. Allerdings gibt es bislang kein allgemein akzeptier-
tes Set von Lebenslagen, das auf Basis einer transparenten Methode 
entwickelt wurde. Der vorliegende Beitrag entwickelt ein umfas-
sendes und zugleich handhabbares Set von Lebenslagen. Damit soll 
die Komplexität für Bürger eingängig reduziert werden, was eine 
Orientierung in der Verwaltungswelt ermöglicht und gleichzeitig der 
gesamte Umfang des Leistungsportfolios der öffentlichen Verwaltung 
abgebildet werden. Auf Basis einer empirischen Analyse von online-
Angeboten der Verwaltung werden mithilfe des Leistungskatalogs der 
öffentlichen Verwaltung (LeiKa) 40 Lebenslagen gebildet, die das öf-
fentliche Leistungsportfolio umfassend abbilden. Dies gewährleistet die 
Rückbindung an die Verwaltungsrealität und ermöglicht u.a. die syste-
matische Neugestaltung des Verwaltungszugangs.
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bund.de), dessen Leistungsumfang jedoch 
im Anschluss wieder reduziert wurde. 
Stattdessen zeigen sich die E-Government-
Angebote sowohl hinsichtlich ihrer Leis-
tungsbreite als auch ihrer Angebotstiefe 
so heterogen wie eh und je. Die enttäu-
schenden Bewertungen Deutschlands in 
internationalen Benchmarks untermauern 
diese Einschätzung.2 Vor diesem Hinter-
grund sind auch aktuelle Überlegungen zu 
einem übergreifenden Dachportal für die 
Verwaltung zu sehen.

Darüber hinaus zeigt sich trotz der 
zahlreichen E-Government-Initiativen, 
dass die bestehenden Angebote nur be-
grenzt von Bürgern angenommen wer-
den.3 Die Akzeptanz bei Nutzern ist oft 
nicht besonders hoch.4 Dies liegt u.a. 
daran, dass die Nutzen- und Nutzerpers-
pektive nicht hinreichend berücksichtigt 
wird.5 Um das zu ändern, wurde im Ko-
alitionsvertrag der Bundesregierung im 
Herbst 2013 als Ziel vereinbart, die „100 
wichtigsten und am häufigsten genutz-
ten Verwaltungsleistungen innerhalb der 
nächsten vier Jahre bundesweit einheitlich 
online an[zu]bieten“.6 Grundsätzlich stellt 
sich jedoch auch die Frage, ob ein Festhal-
ten an der überkommenen Struktur von 
Verwaltungsleistungen zum Erfolg führen 
kann. Diese Struktur von Verwaltungs-
leistungen und Behörden ist lediglich ein 
„Vermächtnis“ der offline-Welt, dass für 
Bürger oft undurchsichtig und schwer zu 
verstehen ist.7 Bürger sind sich der organi-
satorischen Struktur der Verwaltung häu-

ihre Kommunikation mit Bürgern und 
Wirtschaft erschließen kann. Seit etwa 
dem Jahr 2000 gibt es in Deutschland 
verstärkte bundesweite Anstrengungen, 
im Rahmen von mehreren E-Government-
Initiativen Verwaltungsleistungen online 
anzubieten. Die Initiative BundOnline 
20051 aktivierte die Verantwortlichen in 
der Bundesverwaltung, sich mit den Po-
tenzialen des Internets auseinanderzuset-
zen – sowohl als Technologie zur Kom-
munikation als auch zur Optimierung der 
Geschäftsprozesse. Dabei wurde auch ein 
übergreifendes One-Stop-Portal für Ver-
waltungsleistungen angestoßen (www.
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1   Bundesministerium des Innern, 2001.

2   European Commission, 2015.

3   ipima & Initiative D21, 2015.

4   Statistisches Bundesamt, 2015.

5   u.a. European Commission, 2014b.

6 CDU, CSU, & SPD, 2013, p. 106.

7   Hill, Hunnius, Schmitt, & Schuppan, 2014.

Integration des Verwaltungs-
zugangs mit E-Government
Bereits mit dem Aufkommen des Internets 
hat sich die öffentliche Verwaltung damit 
beschäftigt, wie sie dessen Potenziale für 
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fig nicht bewusst, weshalb verstärkt nutz-
erzentrierte Ansätze benötigt werden.8

Mithilfe von E-Government soll insbe-
sondere der Zugang zu Verwaltungsleis-
tungen erleichtert werden. Zudem sollen 
Bürger bzw. Unternehmen zielgerichteter 
und adressatengerechter mit Verwaltungs-
leistungen versorgt werden.9 Ein zentraler 
Aspekt dabei ist die Bündelung und Inte-
gration von Verwaltungsleistungen an-
hand generalisierter Interessen von Ziel-
gruppen oder sogar anhand der subjek-
tiven Merkmale einer konkreten Person. 
Dieser Ansatz liegt auch der vorwiegend 
anglo-amerikanischen Diskussion um 
das so genannte sog. Citizen-centric E-
Government zugrunde.10 Demnach sind E-
Government-Angebote konsequent an den 
individuellen Nutzerbedürfnissen auszu-
richten, nicht nur bei der Gestaltung der 
Benutzeroberfläche, sondern insbesondere 
in Bezug auf den Mix von Leistungen.11 
Dabei können vor dem Hintergrund tech-
nischer Möglichkeiten Leistungsangebote 
ohne Rücksicht auf vorhandene Zustän-
digkeiten, Organisationsformen und dem 
Zuschnitt von Leistungen aus einer ganz-
heitlichen Perspektive auf das öffentliche 
Leistungsportfolio gestaltet werden. In 
diese Richtung gehen auch verwaltungs-
wissenschaftliche Konzepte wie joined-
up12 und whole-of-goverment13. Hinter-
grund ist, dass mithilfe technischer Mög-
lichkeiten die vorhandene administrative 
Komplexität des öffentlichen Sektors (im 
Sinne von institutioneller Vielfalt und der 
Vielzahl von Einzelleistungen) föderalis-
muskonform elektronisch überformt14 
und in einem Front-Office integriert wer-
den kann.15 

Lebenslagen als Bündelungsform 
für E-Government

Die Integratio n von Verwaltungsleistun-
gen lenkt den Blick weg von der Einzelbe-
trachtung einer Verwaltungsleistung, hin 
zu Leistungsbündeln, wie beispielsweise 
anhand von Lebenslagen zusammenge-
fasst. So genannte Lebenslagenkonzepte 
versuchen über generalisierte Bedürfnis-
konstellationen Verwaltungsleistungen 
zu bündeln.16 Auch in der EU-weiten E-
Government Benchmark-Studie der Euro-
päischen Kommission, in deren Rahmen 
regelmäßig Umsetzungsstand und Ver-
besserungspotenziale von E-Government 

in europäischen Ländern untersucht wer-
den, wird auf Lebenslagen und Nutzerbe-
dürfnisse als wichtige Orientierung zum 
Design von E-Government-Services Be-
zug genommen.17 Die undurchschaubare 
Struktur von E-Government-Angeboten, 
die fehlende durchgängige Digitalisierung 
und die geringe Bekanntheit einzelner An-
gebote stellen demnach die Haupthinder-
nisse einer intensiveren Nutzung von E-
Government dar.18 In dieser Untersuchung 
zeigte sich jedoch, dass der Bedarf der 

Bürger an lebenslagenbezogenen Services 
bisher nur bruchstückhaft umgesetzt ist.19 

Unklar ist zudem, was genau eine Le-
benslage ist und wie eine Lebenslage ab-
zugrenzen ist. Dementsprechend gibt es 
für die Modellierung von Lebenslagen 
keine etablierte Methode. Zwar wur-
den in der so genannten Information-
Systems-Forschung Modellierungsme-
thoden entwickelt, mit denen Services in 
Lebenslagen-Portalen gebündelt werden; 
dabei geht es jedoch vorrangig um die 

technische Integration von einzelnen Ser-
vices.20 Diese Methoden geben folglich 
keine Hinweise darauf, anhand welcher 
inhaltlichen Merkmale Leistungen zu Le-
benslagen gebündelt werden sollten. Dies 
liegt auch daran, dass die unterschiedli-
chen Definitionen von Lebenslagen viel-
fach nicht konkret genug sind, um daraus 
unmittelbar abzuleiten, wie Lebenslagen 
in zeitlich-inhaltlicher Sicht abzugrenzen 
sind. So besteht zwar ein weitgehender 
Konsens darüber, dass sich eine Lebens-

lage an einer individuellen Bedarfslage 
eines Bürgers orientiert und mindestens 
eine Verwaltungsleistung erfordert21; wie 
eng das Bedürfnis abzugrenzen ist, bleibt 
jedoch unklar. 

Dies spiegelt sich auch darin wider, wie 
unterschiedlich umfassend Lebenslagen 
in der Praxis in online-Portalen gefasst 
sind.22 So ist die Grundgesamtheit aller 
Lebenslagen eine unbekannte Größe, wie 
die relativ große Anzahl der Lebenslagen 
nach DESTATIS verglichen mit der sehr 

8   Vgl. hierzu auch European Commission, 2015.

9 u.a. Brüggemeier, 2011b.

10 Luna-Reyes, Gil-Garcia, & Celorio Mansi, 2011; 
Reddick, 2010.

11 Chen, 2010; Reddick, 2010.

12 Bogdanor, 2005; Ling, 2002; Luna-Reyes et al., 
2011; Pollitt, 2003.

13 Christensen & Lægreid, 2007.

14 Köhl, Lenk, Löbel, Schuppan, & Viehstädt, 2014.

15 Brüggemeier, 2011a.

16  u.a. Müller, 2011.

17 European Commission, 2015.

18 European Commission, 2014b, p. 16.

»Die administrative Komplexität
des öffentlichen Sektors kann
föderalismuskonform elektronisch
überformt werden.«

19 European Commission, 2014a, p. 11.

20 Sanati, Jie, & Lu, 2010; Sanati & Lu, 2009; 
Tambouris & Spanos, 2002; Tambouris & 
Tarabanis, 2008; Todorovski, Kunstelj, & Vintar, 
2007.

21 Tambouris & Tarabanis, 2008.

22 Müller, 2011.

23 Vgl. DESTATIS 2014. Parallel zu der vorliegen-
den Untersuchung entwickelte das Statistische 
Bundesamt ein Set von 33 Lebenslagen, die in 
weiten Teilen deckungsgleich mit hier abgeleite-
ten Lebenslagen sind (Bundeskanzleramt, 2015); 
siehe hierzu auch http://www.amtlich-einfach.de.
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geringen Anzahl im Rahmen der EU-E-
Government Benchmark-Studie zeigt. 
Nach DESTATIS ist „eine Lebenslage […] 
ein für den Normadressaten bedeutsames 
Ereignis, das weitere Folgen nach sich 
zieht und eine Interaktion mit der öffent-
lichen Verwaltung notwendig macht“23. 
Auch an anderer Stelle werden Lebens-
lagen ähnlich umfassend verstanden und 
Lebensepisoden als kleinere Einheit ein-
geführt.24 Diesem Vorschlag folgt auch 
die vorliegende Modellierung von Lebens-
lagen, da eine zu kleinteilige Abgrenzung 
von Lebenslagen eine neue Unübersicht-
lichkeit auf höherer Ebene schafft und 
dann wenig Orientierung bietet. Gleich-
zeitig birgt eine sehr umfassende Lebens-
lagendefinition die Gefahr einer hohen 
Varianz innerhalb der Lebenslage, weil 
unterschiedliche Leistungen im Einzelfall 
einschlägig sind. Angelehnt an die hier zi-
tierten Definitionsansätze werden Lebens-
lagen im Rahmen dieser Untersuchung 
verstanden als eine wesentliche Situation 
im Leben eines Bürgers mit Bezug zu ei-
nem bestimmten Thema, einem Zustand 
oder einem Objekt, die ausgelöst wird von 
einem Ereignis, einer Entscheidung oder 
durch Zeitablauf, die entweder kurz, län-
ger andauernd oder sogar permanent sein 
kann und in der Verwaltungsleistungen 
relevant sind. Diese Definition konkreti-
siert sowohl den zeitlichen Rahmen, die 
Auslöser sowie das Bezugsobjekt und soll 
dadurch eine bessere Orientierung für die 
Ableitung von Lebenslagen bieten. Der 
Bezug auf Verwaltungsleistungen als Ele-
mente von Lebenslagen sichert die Rück-
bindung an das bestehende Leistungsport-
folio der Verwaltung.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, 
ein umfassendes und zugleich handhab-
bares Set von Lebenslagen zu entwickeln. 

Damit soll eine für Bürger eingängige Re-
duktion von Komplexität erreicht werden, 
die Orientierung in der Verwaltungswelt 
ermöglicht. Dieses Set von Lebenslagen 
soll gleichzeitig den gesamten Umfang 
des Leistungsportfolios der öffentlichen 
Verwaltung abbilden. Es muss dement-
sprechend sowohl anschlussfähig an die 
Lebenswelt von Bürgern als auch die Ver-
waltungswelt sein. Im folgenden Abschnitt 
wird die methodische Vorgehensweise 
beschrieben, mit der die Lebenslagen ab-
geleitet werden und das gebildete Set von 
Lebenslagen dargestellt. Daraufhin wird 
die Belastbarkeit der Ergebnisse kritisch 
beleuchtet, werden Nutzungsmöglichkei-
ten für die Verwaltungspraxis skizziert 
und abschließend Voraussetzungen für ein 
lebenslagenorientiertes E-Government dis-
kutiert.

Methodische Vorgehensweise zur 
Bildung von Lebenslagen

Die methodische Vorgehensweise orien-
tiert sich an der Action Design Research.25 
Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass 
sich konzeptionelle Phasen mit empiri-
schen Phasen abwechseln und die Unter-
suchungsergebnisse im engen Dialog mit 

Anwendern rückgekoppelt werden. Dem-
entsprechend wurden die Lebenslagen in 
mehreren Stufen entwickelt, die einerseits 
bestehende Lebenslagenabgrenzungen in 
der Praxis aufgreifen und andererseits das 
kleinteilige Leistungsportfolio der öffent-
lichen Verwaltung berücksichtigen (vgl. 
Abb. 1). In einem ersten Schritt wurden 
Städte mit mehr als einhunderttausend 
Einwohnern26 dahingehend analysiert, 
welche Lebenslagen auf deren Webseiten 
vorzufinden sind. Hieraus wurde ein ers-
tes Set von Lebenslagen abgeleitet bzw. 
konsolidiert. Daraufhin wurden diesen 
Lebenslagen alle im LeiKa erfassten Leis-
tungen (ca. 5.500) zugeordnet. Dabei 
wurden weitere Lebenslagen gebildet, 
wenn Leistungen keiner der abgeleiteten 
Lebenslagen zuordenbar waren. Abschlie-
ßend wurde überprüft, inwieweit die bei 
der Behördenrufnummer 115 am häu-
figsten nachgefragten Leistungen in die-
sem Set von Lebenslagen enthalten sind27. 
Zwischenergebnisse wurden regelmäßig 
erfahrenen Verwaltungspraktikern vorge-
stellt und mit ihnen diskutiert.

Empirische Ergebnisse der Identi-
fizierung und Ableitung von 
Lebenslagen 

Die Analyse der Webseiten kreisfreier 
Städte zeigt, dass nur bei etwa der Hälfte 
dieser Städte Leistungen anhand von Le-
benslagen gebündelt sind. Die Webseiten 
sind zumeist themen-28, lebenslagen- oder 
zielgruppenorientiert29 strukturiert oder 
Leistungen alphabetisch sortiert. Nur sel-
ten sind Webseiten vorrangig an der Ver-
waltungsorganisation orientiert30. Oft 
finden sich jedoch Mischformen dieser 
unterschiedlichen Strukturierungsansät-
ze31. Selbst wenn der Lebenslagenansatz 
verwendet wird, sind teilweise nur einige 

24 von Lucke, 2008.

25 Sein, Henfridsson, Purao, Rossi, & Lindgren, 2011.

26 Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern sind 
in der Regel kreisfreie Städte und erledigen Auf-
gaben einer Gemeinde und eines Landkreises 
sowie unterer staatlicher Ver waltungsbehörden 
(Ga briel, Walter-Rogg, & Kunz, 2005). Sie weisen 
damit ein umfangreiches Leistungsportfolio auf, 
was eine Strukturierung in Lebenslagen sinnvoll 
ermöglicht. 

27 Diese Methode knüpft eng am bestehenden Port-
folio von Verwaltungsleistungen an und sichert 
damit die Rückbindung an die bestehende „Leis-
tungs landschaft“ der öffentlichen Ver wal tung.

Lebenslagen/ 
Unternehmens-

lagen 

Einzelleistungs-Zugang 

• Leistungskatalog (LeiKa) 
• 115-Top 100 
• SKM-Datenbank 

Lebens-/ 
Unternehmenslagen-

Zugang 

Analyse der Webseiten aller 75 
Städte mit > 100T EW sowie EA-
Portale: 

• Lebenslagenansatz J/N 
• Typische Lebenslagen 
• Zugehörige Leistungen 

Abb. 1: Ansatz zur Entwicklung von Lebenslagen

28 z.B. “Meldewesen und Ordnung” in Berlin auf 
http://service.berlin.de/dienstleistungen/ [Stand. 
20. März 2015].

29 z.B. „Familie, Kinder und Senioren in Hamburg auf 
http://www.hamburg.de/buergerservice/ [Stand 
24. März 2015].

30 z.B. in Mülheim an der Ruhr auf http://www.mu-
elheim-ruhr.de/cms/buergerservice2.html [Stand 
22. März 2015].

31 z.B. „Ausweise und Urkunden“ (Themen) ne-
ben „Kinder und Jugendliche“ (Zielgruppe) und 
„Umzug“ (Lebenslage) unter der Überschrift 
„Lebenslagen“ in München auf http://www.mu-
enchen.de/rathaus/Lebenslagen.html [Stand 22. 
März 2015].
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Nr. Lebenslage 
direkt indirekt gesamt 

absolut relativ absolut relativ absolut relativ 

1 Hausbau 39 51.3% 10 13.2% 49 64.5% 

2 Umzug 26 34.2% 20 26.3% 46 60.5% 

3 Eheschließung/Lebenspartnerschaft 39 51.3% 1 1.3% 40 52.6% 

4 Kinderbetreuung 34 44.7% 3 4.0% 37 48.7% 

5 Geburt 34 44.7% 0 0.0% 34 44.7% 

6 Einschulung 2 2.6% 26 34.2% 28 36.8% 

7 Tod eines Angehörigen 27 35.5% 1 1.3% 28 36.8% 

8 Arbeit verlieren/suchen 15 19.7% 13 17.1% 28 36.8% 

9 Berufsausbildung und Studium 10 13.2% 12 15.8% 22 29.0% 

10 Adoption/Pflegekind 14 18.4% 5 6.6% 19 25.0% 

11 Angehöriger wird pflegebedürftig 5 6.6% 8 10.5% 13 17.1% 

12 Kfz an-/abmelden 9 11.8% 4 5.3% 13 17.1% 

13 Scheidung 8 10.5% 2 2.6% 10 13.2% 

14 Steuererklärung abgeben 0 0.0% 9 11.8% 9 11.8% 

Tab. 1: Häufige Lebenslagen auf Webseiten von Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern

wenige Lebenslagen beschrieben, sodass 
kein Anspruch auf Vollständigkeit besteht. 
Auch bestätigt sich, dass Lebenslagen 
sehr unterschiedlich und unterschiedlich 
umfassend verstanden werden.32 So wird 
in einem Beispiel „eine Familie gründen“ 
als Lebenslage aufgefasst (die Schwanger-
schaft, Geburt und Heirat beinhaltet)33, 
während andernorts das kleinteiligere Ele-
ment „Kinderwunsch“ als Lebenslage auf-
geführt ist34. Nur im Ausnahmefall wer-
den neben Verwaltungsleistungen auch 
privatwirtschaftliche Leistungen genannt, 
die in einer Lebenslage typischerweise ein-
schlägig sind35.

Die beiden Lebenslagen, die auf den 
analysierten Webseiten am häufigsten di-
rekt aufgeführt sind, sind die Lebenslage 
„Hausbau“ und die Lebenslage „Ehe-
schließung/Lebenspartnerschaft“ (vgl. 
Tab. 1). Darüber hinaus sind Lebenslagen 
teilweise indirekt genannt, z.B. Kinderbe-
treuung als ein Element von „Familie und 
Partnerschaften“36. Wird dies mit einbe-
zogen, kommt auch die Lebenslage „Um-
zug“ besonders häufig vor.

Neben den 14 in Tabelle 1 aufgeführ-
ten Lebenslagen   finden sich auf einigen 
Webseiten, die das Lebenslagenkonzept 
umfassender umgesetzt haben37, weitere 
Lebenslagen, die insgesamt jedoch sehr 
selten aufgeführt wurden. Hierzu zählen 
beispielsweise Lebenslagen wie „Reisen“, 
„Tierhaltung“ sowie „Waffenbesitz“ und 

„Jagd“. Insgesamt wurde aus der Web-
seitenanalyse ein Set von 33 Lebenslagen 
abgeleitet.

Diesen Lebenslagen wurden darauf-
hin alle im LeiKa verzeichneten Leistun-
gen zugeordnet, die für Bürger relevant 
sind38. In diesem Rahmen wurden 3.500 
Einzelleistungen zugeordnet und 7 zu-
sätzliche Lebenslagen gebildet. Etwa 300 
Leistungen des LeiKa konnten nicht zu-
geordnet werden39. Folglich wurden über 
90 Prozent aller für Bürger einschlägigen 
Leistungen zugeordnet. Demnach kann 
das abschließende Set von Lebenslagen als 
umfassend gelten. Die Lebenslagen sind 
nach Lebensbereichen strukturiert in Ab-
bildung 2 dargestellt.

Hunnius/Schuppan/Stocksmeier, Lebenslagenorientiertes E-Government

Diskussion und Analyse der 
Ergebnisse

Die empirischen Ergebnisse zur Umset-
z ung des Lebenslagenansatzes auf Web-
seiten kreisfreier Städte zeigen, dass ein 
einheitliches Verständnis von Lebenslagen 
bislang fehlt. Was eine Lebenslage bzw. 
Unternehmenslage ist, wie und in wel-
chem Umfang diese abzugrenzen ist und 
mit Onlineverfahren untersetzt wird, wird 
in der Praxis sehr unterschiedlich gehand-
habt. Zudem ist die Verengung auf öffent-
liche Leistungen aus Sicht von Bürgern 
und Unternehmen nicht adressatenorien-
tiert und nicht im Sinne des konzeptio-
nellen Ansatzes. So sind an Lebenslagen 
vielfach private und gemeinwirtschaftliche 
Akteure beteiligt. Je nach Lebenslage kön-
nen dies beispielsweise Kindertagesein-
richtungen oder Banken und Versicherun-
gen sein. Dies spiegelt sich in den online-
Angeboten der analysierten Städte nicht 
wider, die ausschließlich auf öffentliche 
Leistungen bzw. die Leistungen der eige-
nen Organisation beschränkt sind.

Anhand der entwickelten Lebenslagen 
wird deutlich, dass selbst Lebenslagen 
nicht in sich geschlossen sind, sondern 
häufig im zeitlichen Zusammenhang mit-
einander stehen. Darüber hinaus wurde 
im Rahmen der Zuordnung von Verwal-
tungsleistungen zu Lebenslagen deutlich, 
dass zahlreiche Leistungen in mehreren 
Lebenslagen einschlägig sind. Solche Leis-
tungen haben Querschnittscharakter und 
ihre Digitalisierung ist nicht nur im Zu-
sammenhang mit den Leistungen in einer 
Lebenslage zu sehen. Oftmals sind sie 

32 Siehe auch Müller, 2011.

33 In Düsseldorf auf http://www.duesseldorf.de/le-
benssituationen/index.shtml [Stand 13. Juli 2015].

34 In Essen auf https://www.essen.de/leben/fami-
lien_1/testsubportalneu_13.de.jsp [Stand 13. Juli 
2015].

35 Eine solche Ausnahme ist Duisburg, die neben 
„städtischen Dienstleistungen“ auch „andere“ 
oder „private Dienstleistungen“ aufführen auf 
http://www.duisburg.de/leben/lebenssituatio-
nen/umzug/102010100000101012.php [Stand 30. 
März 2015].

36 In Dortmund auf https://www.domap.
d e / w p s / p o r t a l / d o r t m u n d / ! u t / p / c 5 /
0 4 S B 8 K 8 x L L M 9 M S S z P y 8 x B z 9 C
P 0 o s 3 g L N y d f C y d D R w N _ o z -
A D A 8 8 w H 3 8 X c 2 M D I 3 8 X E _
1wkA68KgqysxUBPIWUcw!!/ [Stand 13. Juli 2015].

37 Hierzu zählt u.a. Dortmund mit etwa 30 Le-
benslagen. Jedoch spiegelt die Anzahl der 
Le benslagen nicht unbedingt wider, dass 
Leistungen umfassend nach dem Lebens-
lagenansatz gebündelt sind; je kleinteiliger 
Lebenslagen aufgefasst werden, desto höher ist 
die Anzahl.

38 Etwa 3.800 der 5.500 im LeiKa aufgeführten Leis-
tun gen sind (auch) für Bürger relevant. Die übri-
gen richten sich vorrangig oder ausschließlich an 
Un ternehmen.

39 Hierzu zählen vorrangig seltene Leistungen, wie 
die Übernahme einer Ehrenpatenschaft durch 
den Bundespräsidenten, und Leistungen, die 
sich nicht an individuelle Bürger richten, wie die 
Pflege von Grünanlagen.
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keine Verwaltungsleistungen, die ein Bür-
ger benötigt, sondern eine Voraussetzung 
oder „Beiwerk“ für die eigentliche(n) 
Leistung(en). Ein elektronisches Äquiva-
lent solcher Leistungen ermöglicht fortge-
schrittene E-Government-Ansätze in meh-
reren Anwendungsfeldern bzw. Lebensla-
gen. Dies wirft insbesondere Fragen nach 
übergreifenden Infrastrukturen (z.B. zur 
Authentifizierung) wie auch des lebensla-
genübergreifenden Daten- und Dokumen-
tenaustausch auf. Daran werden die be-
sonderen Herausforderungen des Lebens-
lagenkonzeptes für die Verwaltungspraxis 
deutlich. 

Im Rahmen der detaillierten Entwick-
lung der Lebenslagen auf Basis aller Ver-
waltungsleistungen zeigte sich zudem die 
Begrenztheit des Lebenslagenbegriffs: 
Die Lebenssituationen von Menschen 
sind höchst unterschiedlich, was Einfluss 
darauf hat, welche Leistungen jeweils 
einschlägig sind, wie aufwändig der Ver-
waltungskontakt für Bürger ist und wie 
bedeutsam die Verwaltungsleistung für 
den Menschen ist. Zwar gibt es in Le-
benslagen regelmäßig Kernleistungen, 
die für den überwiegenden Teil der Bür-
ger in dieser Lebenslage einschlägig sind, 
wie die Geburtsanzeige bei einer Geburt; 
allerdings ist die Varianz des individuell 
einschlägigen Leistungsportfolios teilwei-
se beträchtlich, u.a. in Abhängigkeit von 
Einkommensverhältnissen, Staatsbürger-
schaft und Familienstand. Zudem sind die 
Kombinationen von Lebenslagen im in-
dividuellen Lebensverlauf variantenreich, 

was hohe Ansprüche an eine Umsetzung 
von Lebenslagen stellt. 

In Bezug auf die hier entwickelte und 
angewendete Methode ist zudem kritisch 
anzumerken, dass die Bürgersicht nicht 
direkt eingebunden ist, beispielsweise in 
Form einer Befragung. So könnten   Bür-
ger direkt danach befragt werden, in 
welchen Lebenslagen sie Kontakt mit der 
Verwaltung haben und sich eine online-
Unterstützung wünschen. Methodisch 
sind solche Arten der Befragung allerdings 
voraussetzungsvoll und auch nicht ganz 
unproblematisch, da sie ein umfangreiches 
Wissen über das Leistungsportfolio der 
Verwaltung beim Befragten voraussetzen 
würden und ein hohes Maß an Reflektion 
notwendig ist, was Bürgern in Bezug auf 
die Verwaltung nicht ohne weiteres unter-
stellt werden kann. Allerdings ließen sich 
für die weitere Verfeinerung und Validie-
rung der Zuordnung der Leistungen zu 
Lebenslagen in einer späteren Untersu-
chung direkt einbinden.

Hunnius/Schuppan/Stocksmeier, Lebenslagenorientiertes E-Government

40 Die Anordnung der Lebenslagen anhand der 
Altersgruppen  und Lebensbereiche in Abbildung 
3 dient der besseren Illustration. Der Ansatz, 
Häufungen von Lebenslagen in bestimmten 
Altersgruppen bzw. Lebensphasen zu identifi-
zieren, wurde nicht weiter verfolgt. Hierfür fehlt 
die alle Lebenslagen abdeckende statistische 
Grundlage. Zudem sind die Spannweite und 
Streuung teilweise so groß (z.B. bei der Geburt 
eines Kindes, insbesondere bei Vätern), dass kei-
ne lebenslagenübergreifenden Häufungen iden-
tifiziert werden können. Nichtsdestotrotz liefert 
eine solche Betrachtung einige Hinweise: Junge 
Erwachsene wechseln häufiger den Wohnort, 

Die hier entwickelte Lebenslagensys-
tematik bietet eine für Bürger eingängige 
Strukturierungsmöglichkeit des lebens-
lagenorientierten Verwaltungszugangs 
und bietet vielfältige Verwendungsmög-
lichkeiten. Sie wurde auf Basis einer 
transparenten Methode entwickelt und 
knüpft direkt an die etablierte Leistungs-
systematik der öffentlichen Verwaltung 
an, den Leistungskatalog (LeiKa). Durch 
die Zuordnung von dessen Leistungen 
zu Lebenslagen lässt sich die Lebensla-
gensystematik beispielsweise in Portalen 
der Verwaltungen einbinden, sodass Leis-
tungen zum Bürger hin nach einer ein-
heitlichen Systematik zusammengeführt 
werden können. Denkbar wäre zudem, 
es für eine organisationsunabhängige Zu-
ordnung von E-Government-Diensten im 
Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnis 
(DVDV) zu verwenden. Darüber hinaus 
ist es eine Denkaufgabe für die Wissen-
schaft, aber auch die IT-Wirtschaft und 
Verwaltung, zu ermitteln, wie Lebensla-
gen integriert online umgesetzt werden 
können, um nicht in einer Liste mit Links 
zu den einzelnen Verwaltungsservices zu 
münden, sondern Daten- und Dokumen-
tenredundanzen leistungsübergreifend zu 
eliminieren, adaptive Oberflächen anhand 
der individuell einschlägigen Verwaltungs-
leistungen zu entwickeln und Leistungs-
netzwerke zu etablieren, in denen solche 
Arrangements gesteuert werden können.

Fazit: Umsetzungsanforderungen 
für lebenslagenorientiertes 
E-Government

E-Government im Jahr 2016 sollte sich
nicht mehr darin erschöpfen, Leistungen
online zu beschreiben und zuständige
Behörden zu benennen, Formulare zum
Download anzubieten oder Nachweise
online anfordern zu können, die dann per

Abb. 2: Lebenslagen von Bürgern nach Lebensbereichen und Altersgruppen40

Studium Schul- 
eintritt 

Kinder & 
Familie 

Arbeit 

Wohnen 

Gesundheit 

Bildung 

0 bis 10      10-20      20-30      30-40      40-50      50-60      60-70      70 plus 

Mobilität 

Hobby 

Arbeits-
aufnahme 

Arbeitsplatz-
wechsel 

Arbeitsplatz-
verlust 

Renten-
eintritt 

Berufs-
ausbildung 

Scheidung 

Bootsbesitz 
Führerschein Kfz-Besitz 

Hausbau Umzug 

Einwan-
derung 

Auswan-
derung 

Kinder-
betreuung 

Geburt 

Auslands-
aufenthalt 

Fischen 
Engagement/ 

Beteiligung 
Waffen-
besitz 

Krankheit Tod 

Ehe-
schließung 

Trennung 
mit Kind 

Armut 
Weiter-
bildung 

Adoption 

Existenz-
gründung 

Anzeige/ 
Klage 

Steuer-
erklärung 

Diebstahl/ 
Dok.-verlust 

Veranstaltung 
durchführen Tierhaltung 

Alters-
vorsorge 

Natur-
katastrophe 

Gesundheits-
vorsorge Behinderung Pflege 

werden erstmals selbst sozialversicherungs-
pflichtig, nehmen ein Studium auf oder begin-
nen eine Berufsausbildung, erwerben einen 
Führerschein und sind zudem noch nicht erfah-
ren im Umgang mit Verwaltung, ihren Strukturen 
und Abläufen (Hill et al., 2014). Eine weitere 
Häufung ist in der Lebensphase erkennbar, in der 
Menschen heiraten, Kinder geboren und betreut 
werden sowie Wohneigentum erworben oder 
gebaut wird und möglicherweise Eltern bereits 
pflegebedürftig werden. Allerdings kann die zeit-
liche Verteilung je nach Lebensentwurf sehr un-
terschiedlich sein.
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»Für eine integrierte Online-Umsetzung
von Lebenslagen braucht es eine
Portfoliomanagement-Sicht auf das
öffentliche Leistungsangebot.«

Hunnius/Schuppan/Stocksmeier, Lebenslagenorientiertes E-Government

Post zugesandt werden. Das Angebot von 
Verwaltungsleistungen kann aus Nutzer-
sicht neu gedacht und konzipiert werden. 
Dabei lässt sich konsequent zwischen dem 
Vertrieb von Leistungen im Front-Office 
und den zuständigen Verwaltungen im 
Back-Office unterscheiden. Der vorliegen-
de Beitrag entwickelt hierfür eine Gliede-
rungssystematik für das Front-Office, die 
sich an Lebenslagen von Bürgern orien-
tiert. 

Um Lebenslagen integriert online um-
zusetzen, müssen Schranken sowohl zwi-
schen der online- und der offline-Welt als 
auch zwischen Verwaltungen soweit wie 
möglich beseitigt werden. Solche Schran-
ken bilden Formerfordernisse, wie ins-

besondere Schriftformerfordernisse, aber 
auch unterschiedliche Begrifflichkeiten, 
wie beim Einkommensbegriff. Diese sor-
gen dafür, dass Verwaltungskontakte noch 
immer aufwändig und umständlich sind. 
Sollen Leistungen umfassend anhand von 
Lebenslagen online angeboten werden, 
gilt es, solche Schranken zu beseitigen. 
Künftig sollte die Digitalisierung im Rah-
men einer vollzugssensiblen Regulierung 
von Anfang an mitgedacht werden und 
bei der Implementierung bedacht werden, 
wie sich neue oder veränderte Verwal-
tungsleistungen in das bestehende Leis-
tungsportfolio und in die Lebenslagen von 
Bürgern einfügen.

Daneben ist es notwendig, neue Brü-
cken durch gemeinsame Daten- und Do-
kumentenstandards sowie interoperable 
Infrastrukturen zu bauen. Besondere Be-
deutung kommt digitalen Äquivalenten 
von Nachweisen zu, wie Einkommens-

nachweise und Abiturzeugnisse. Wie sich 
im Rahmen komplementärer Untersu-
chungen zeigte41, sind mittlerweile weni-
ger die rechtlichen Formerfordernisse eine 
Hürde für die Digitalisierung von Verwal-
tungsleistungen, als erforderliche Nach-
weise, die momentan nur papierbasiert 
erbracht werden können. Dabei kann das 
Prinzip „once only“42 richtungsweisend 
sein, wonach Nachweise nur noch ein-
malig erbracht werden müssen. Gemein-
same Daten- und Dokumentenstandards 
sowie interoperable Infrastrukturen sind 
notwendig, um sicherzustellen, dass die 
beteiligten Verwaltungen im Back-Office 
zusammenarbeiten können. Gerade der 
Lebenslagenansatz erfordert übergreifen-
de Standards, weil die Zahl der gemeinsa-

men Schnittstellen dadurch eher wächst. 
Der Lebenslagenansatz darf deshalb nicht 
den Blick darauf verstellen, dass es lebens-
lagenübergreifender Standards und Infra-
strukturen bedarf. Dies gilt insbesondere 
für die Authentifizierung und für lebensla-
genunabhängige Nachweise, wie Einkom-
mensnachweise. 

Damit verdeutlicht die vorliegende 
Untersuchung, dass eine Gesamtportfoli-
osicht auf Verwaltungsleistungen notwen-
dig ist. Während Verwaltung nach wie vor 
in Aufgaben und Zuständigkeiten denkt, 
haben diese Kategorien aus Bürgersicht 
kaum Relevanz. Bürger differenzieren 
weniger stark zwischen zuständigen Be-
hörden und Verwaltungsleistungen. Eine 
ähnlich ganzheitliche Perspektive haben 
auch politisch Verantwortliche, die Priori-
täten setzen müssen. Dies unterstreicht die 
Legitimation für eine Portfoliomanage-
ment-Sicht, die keineswegs technisch oder 

betriebswirtschaftlich verkürzt sein muss. 
Sollen nicht länger einzelne online-Servi-
ces von einzelnen Behörden, mit jeweils 
unterschiedlichen Zugängen, Authenti-
fizierungsformen, Datenbeständen usw., 
sondern integrierte Lebenslagen umgesetzt 
werden, braucht es eine solche ganzheitli-
che Portfolio-Perspektive.

41  Hunnius, Schuppan, & Stocksmeier, 2015.

42  Gallo, Giove, Millard, & Thaarup, 2014.
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